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 Schutz des zivilgesellschaftlichen Raums: Stärkung der 
Vereinigungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheit und das 

Recht auf Verteidigung von Rechten in der EU 1  

 

Diese zivilgesellschaftlichen Akteure sind überaus wichtig, wenn es darum geht, die Rechtsstaatlichkeit, die 
Grundrechte und die demokratische Rechenschaftspflicht – die Werte, auf die sich die Union gründet und die 
in Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) verankert sind –, zu wahren. Daher muss die EU den 
zivilgesellschaftlichen Raum vor unrechtmäßigen Eingriffen vonseiten der EU-Mitgliedstaaten und 
sogar der Organe und Stellen der Union schützen.  

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659660/IPOL_STU(2020)659660_EN.pdf 

ABRISS 

In dieser von der Fachabteilung für Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des LIBE-Ausschlusses in Auftrag gegebenen Studie 
werden die sich für den zivilgesellschaftlichen Raum ergebenden Herausforderungen analysiert. 
Nichtstaatliche Organisationen mit Wächterfunktion und andere Menschenrechtsverteidiger sind 
im Zuge der humanitären und rechtstaatsbezogenen „Krisen“ unter Druck geraten. Mehrere EU-
Mitgliedstaaten haben Gesetze erlassen, die den für die Vereinigungsfreiheit auf internationaler, 
regionaler und EU-Ebene geltenden Standards nicht entsprechen. Einige Regierungen haben die 
COVID-19-Pandemie dazu genutzt, den zivilgesellschaftlichen Raum weiter einzuschränken. In der 
Studie wird untersucht, wie die EU die Zivilgesellschaft vor unrechtmäßigen staatlichen Eingriffen 
schützen könnte, indem sie die Vereinigungs-, Versammlungs- und Meinungsfreiheit sowie das 
Recht auf Verteidigung der Menschenrechte stärkt. In der Studie werden vier politische Optionen 
behandelt: Einführung eines europäischen Vereinsstatuts, Festlegung interner Leitlinien für die 
Achtung vor und den Schutz von Menschenrechtsverteidigern, Entwicklung eines Indizes für die 
Stabilität der Zivilgesellschaft und Schaffung eines Netzes von zentralen Anlaufstellen für die 
Zivilgesellschaft in den EU-Institutionen. In der Studie wird empfohlen, die Unabhängigkeit von 
kritisch eingestellten Akteuren der Zivilgesellschaft zu stärken und die Finanzierung von 
Tätigkeiten, beispielsweise von strategischen Rechtsstreitigkeiten, aufzustocken, um die 
Rechtsvorschriften und Werte der EU aufrechtzuerhalten. 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/659660/IPOL_STU(2020)659660_EN.pdf
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Aus Daten der EU-Institutionen geht hervor, dass sich die Bedingungen für zivilgesellschaftliche Akteure 
aufgrund der Entwicklungen in den letzten fünf Jahren verschlechtert haben, insbesondere wenn es sich um 
kritische Akteure in der EU handelt. 2 Die Studie bringt diesen Trend mit unterschiedlichen „Krisen“ in 
Verbindung, die in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit und Asyl und unlängst im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit (COVID-19) ausgerufen wurden. Politische Entscheidungsträger schränken die demokratische 
Rechenschaftspflicht und den zivilgesellschaftlichen Raum ein und verstoßen gegen Grundrechte. In der Folge 
wurden nichtstaatliche Organisationen mit Wächterfunktion und andere Menschenrechtsverteidiger mit 
verschiedenen Kontrollpraktiken konfrontiert, die von Verdächtigungen und Schikanen bis hin zu Verfolgung 
und Kriminalisierung reichen.3 Im ersten Jahresbericht über die Rechtsstaatlichkeit wurden diese 
Herausforderungen in den EU-Mitgliedstaaten eingeräumt.4 

Sogenannte Gesetze zur Transparenz nichtstaatlicher Organisationen wurden in Ungarn und Rumänien im 
Jahr 2017 und vor Kurzem in Griechenland eingeführt. Dadurch sollte nichtstaatlichen Organisationen mit 
Wächterfunktion ein Maulkorb angelegt werden. In Ungarn wurde durch das sog. Lex NGO ein ungünstiges 
rechtliches Umfeld herbeigeführt, in dem nichtstaatliche Organisationen mit Wächterfunktion, die Gelder aus 
dem Ausland erhalten, als „ausländische Agenten“ bezeichnet werden.5 Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) erklärte, dass Ungarn unter Verletzung des EU-Rechts „diskriminierende, ungerechtfertigte 
und nicht erforderliche Beschränkungen“ eingeführt habe.6 Das Gericht bestätigte, dass der Grundsatz der 
Nichteinmischung in zivilgesellschaftliche Aktivitäten durch Staaten nach Maßgabe der EU-Grundrechtecharta 
Geltung hat. 

Anfang 2020 führten die griechischen Behörden zusätzliche Verpflichtungen für griechische und ausländische 
nichtstaatliche Organisationen ein, die im Bereich Asyl, Migration und Integration tätig sind, die darin bestehen, 
sich in neu geschaffene Datenbanken des griechischen Ministeriums für Migration und Asyl zu registrieren.7 
Der „Sondersekretär für die Koordinierung der beteiligten Einrichtungen“ erhielt einen weitreichenden 
Ermessensspielraum, um zu beurteilen, ob die Antragsteller zu registrieren sind. Sachverständige des 
Europarates für für nichtstaatliche Organisationen geltendes Recht befanden, dass solche Anforderungen 
lästig, komplex, zeitaufwändig und kostspielig für nichtstaatliche Organisationen seien.8  

Trotz der internationalen Standards, denen zufolge sich Staaten nicht in die Finanzierung der Zivilgesellschaft 
einmischen sollten 9, wurde in Polen 2017 ein Zentrum für die Entwicklung der Zivilgesellschaft unter Leitung 
des Ministerpräsidenten gegründet. Diese Einrichtung wurde damit betraut, öffentliche Gelder an 
nichtstaatliche Organisationen zu verteilen. So werden verschiedene staatlich organisierte nichtstaatliche 
Organisationen („government-organised NGOs“ – GONGO) und regierungsfreundliche nichtstaatliche 
Organisationen nach wie vor großzügig finanziert, während kritische nichtstaatliche Organisationen mit 
Wächterfunktion leer ausgehen.10   

Die derzeitigen Trends wurden durch die neuen, im Zuge der COVID-19-Pandemie angekündigten 
Notfallgesetze noch verschärft. Auf viele LGBT+-Vereinigungen, Roma, Umweltaktivisten und Demonstranten, 
die sich gegen Rassismus einsetzen, wurde Druck ausgeübt, damit sie aufgrund der Einschränkungen im 
                                                             
2  Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA), „Challenges facing civil society organisations working on human rights in the EU“, 

Januar 2018, Luxemburg, Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union, 2017. 
3  Carrera, S., V. Mitsilegas, J. Allsopp und L. Vosyliūtė, „Policing Humanitarianism: EU Policies Against Human Smuggling and Their Impact on Civil Society“, 

Hart Publishing, London, Januar 2019. 
4  Europäische Kommission, „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2020: Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union“, COM(2020) 580 

final, Brüssel, 30. September 2020.  
5  Pardavi, M., M. Szuleka und G. Gheorghe, „New decade, old challenges: Civic space in Hungary, Poland and Romania“, Bericht des ungarischen 

Helsinki-Komitees, Helsinki-Stiftung für Menschenrechte und APADOR-CH, März 2020. 
6  EuGH, Rechtssache C-78/18, Europäische Kommission/Ungarn (Transparenz von Vereinigungen), Urteil vom 18. Juni 2020, ECLI:EU:C:2020:476, Rn.1. 
7  Griechisches Gesetz 4662/2020 vom 7. Februar 2020; griechischer Ministerialerlass 3063/2020 vom 14. April 2020; griechisches Gesetz 4686/2020 

vom 12. Mai 2020.  
8  Ferstman, C., „Opinion on the compatibility of recent and planned amendments to the Greek legislation on NGO registration with European 

standards“, der Sachverständigenrat des Europarats für das Gesetz über nichtstaatliche Organisationen, CONF/EXP(2020)4, 2. Juli 2020.  
9  Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Bericht von Maina Kiai im Rahmen der 39. Tagung des 

Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen, A/HRC/23/39, 24. April 2013. 
10  Zum Zwecke dieser Studie am 25. Mai 2020 über Zoom einberufene Fokusgruppe. 
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Bereich der öffentlichen Gesundheit ihre Aktivitäten einstellen. In einer besonders schwierigen Lage befinden 
sich nichtstaatliche Organisationen und Freiwillige, die Flüchtlingen und anderen Migranten helfen. So wurden 
in Frankreich beispielsweise Freiwillige, die den im „Dschungel“ von Calais festsitzenden Menschen halfen, 
wegen Missachtung der Abstandsregeln bestraft.11  

Während zivilgesellschaftliche Akteure bei der Wahrung von EU-Werten in Zeiten der „Krise“ eine zentrale Rolle 
spielen, hat die EU den Rahmen für ihren Schutz noch nicht ausgearbeitet. In der Studie werden folgende 
Empfehlungen ausgesprochen: 

 

 

1. Die Regierungen in der EU müssen überwacht werden, wie sie die Freiheiten achten, auf die 
sich der zivilgesellschaftliche Raum gründet. 

Die Kommission muss früheren Forderungen des Europäischen Parlaments nachkommen, einen umfassenden 
EU-Mechanismus für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Grundrechte einzurichten. Mit diesem Mechanismus 
sollte überwacht werden, wie internationale, regionale und EU-Standards in den Bereichen Meinungs-, 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie das Recht auf Verteidigung der Menschenrechte eingehalten 
werden.  

 

 

2. Die EU sollte über mehr rechtliche und politische Instrumente verfügen, um gegen 
Regierungen vorzugehen, die nichtstaatlichen Organisationen mit Wächterfunktion und 
anderen Menschenrechtsverteidigern Steine in den Weg legen.  

In Artikel 15 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) wird die Rolle der 
Zivilgesellschaft für das verantwortliche Regierungshandeln in der EU anerkannt; diese Rolle sollte auch 
Schutzvorkehrungen vor Repressalien oder Vergeltungsmaßnahmen vorsehen, wie sie Hinweisgebern 
angeboten werden.  

 

 

3. Die Unabhängigkeit von zivilgesellschaftlichen Akteuren sollte gestärkt werden.  

Die Kommission sollte eine klare Konditionalitätsklausel hinsichtlich der Rechtsstaatlichkeit und der Einhaltung 
der Grundrechte bei allen EU-Förderprogrammen einführen. Darüber hinaus sollte die Finanzierung des 
europäischen Programms „Rechte und Werte“ erheblich aufgestockt werden. Durch die Finanzierung von 
maßgeblichen Tätigkeiten, beispielsweise von strategischen Rechtsstreitigkeiten, würde die Fähigkeit der 
Zivilgesellschaft gestärkt, den zivilgesellschaftlichen Raum zu verteidigen und die EU-Grundrechtecharta sowie 
weitere EU-Rechtsvorschriften aufrechtzuerhalten.  

 

 

                                                             
11 Utopia56, „L’état d’urgence sanitaire: autorise-t-il les violences envers les exilées et les intimidations envers les bénévoles?“, 28. April 2020. 
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4. Die beiden gesetzgebenden Organe der EU sollten ein für nichtstaatliche Organisationen mit 
Wächterfunktion und andere Menschenrechtsverteidiger förderliches Umfeld auf EU-Ebene 
schaffen. 

Die beiden gesetzgebenden Organe der EU sollten die vagen Definitionen von Straftaten berichtigen, die 
routinemäßig eingesetzt (bzw. vorgeschoben) werden, um gegen Menschenrechtsverteidiger vorzugehen, wie 
dies etwa bei der Richtlinie zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum 
unerlaubten Aufenthalt der Fall ist. 
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